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Grosser Gemeinderat
Sonnenfelsstrasse 4, 3700 Spiez
Tel. 033 655 33 15
gemeindeschreiberei@spiez.ch

Auszug aus dem Protokoll des Grossen Gemeinderates vom 18. Novem-
ber 2024

257 020.10 Reglemente
Personalreglement / Teilrevision

Ausführungen des Gemeinderates

Jolanda Brunner: Der GGR hat am 2. September 2024 den Grundsatzentscheid für den nun vor-
liegenden Antrag gefällt. Dabei wurde ausgesagt, dass man die Entschädigung des Gemeinderats 
den marktüblichen Gegebenheiten und dem Gehaltssystem der Gemeinde anpasst. Dies war nicht 
so schwierig, da man wusste, dass es die Gehaltsklasse 25 betrifft. Schwieriger war es, dass der 
GGR einen Pool abgelehnt hat. Man soll jedoch abbilden, dass nicht jedes Ressort die gleich hohe 
Belastung aufweist. Man hat eine Lösung gefunden mit der Anzahl an Sitzungen pro Ressort:

 Vizepräsidium 22 Sitzungen 
 Hochbau/Planung/Umwelt 40 Sitzungen 
 Tiefbau/Werkhof 11 Sitzungen 
 Soziales 35 Sitzungen
 Bildung/Kultur/Sport 15 Sitzungen
 Sicherheit 10 Sitzungen
 Finanzen   5 Sitzungen

Für die Sitzungen wurden die Vorarbeiten, die Durchführung sowie die Nacharbeiten berücksich-
tigt. Es wurden deshalb pro Sitzung vier Stunden eingesetzt. Wenn man wie im Ressort Hochbau/ 
Planung/Umwelt 40 Sitzungen mal vier Stunden rechnet, kommt man auf eine Anzahl Stunden. 
Das Gleiche wurde bei allen anderen Ressorts gemacht. Es ist richtig, dass die regionale und kom-
munale Sozialkommission nicht so viele Sitzungen hat. Im Sozialen gibt es jedoch zwei Produkte-
gruppen (Sozialhilfe und institutionelle Sozialhilfe). In diesem zweiten Bereich gibt es ebenfalls 
Sitzungen, welche einberechnet wurden. Mit diesen Zeiten wurden die Prozentsätze berechnet, 
welche nun im Antrag vorliegen. Beim Vizepräsidium verhält es sich anders. Das Vizepräsidium 
bereitet zusammen mit der Gemeindepräsidentin und der Abteilungsleiterin Gemeindeschreiberei 
die Gemeinderatssitzungen vor. Diese dauern nicht so lange. Hier wurde nur eine Stunde einbe-
rechnet pro Sitzung. Diese Berechnungen kommen nun noch zur Grundpauschale dazu. Sie hofft, 
dass sie mit diesen Ausführungen Klarheit schaffen konnte. 

Stellungnahme der GPK

Matthias Maibach: Zusammen mit Andreas Grünig hat er das Geschäft am 4. November 2024 bei 
Jolanda und Tanja Brunner geprüft. Die Berechnungen wurden erläutert. Es konnte festgestellt 
werden, dass der Antrag gemäss Beschluss des GGR vom 2. September 2024 umgesetzt wurde. 
Die GPK empfiehlt, auf das Geschäft einzutreten.

Eintreten

Das Eintreten ist unbestritten.
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Fraktionssprecher

Stefan Kurth (FDP): Für die FDP-Fraktion stimmt die Berechnung der Grundpauschalen. Diese 
sind aber zu hoch. Wenn man diese in ein Jahresgehalt umrechnet, ergibt dies einen Betrag von 
CHF 160'000. In der Privatwirtschaft hat diese Person Fach- und Führungskompetenz und ist ein 
Vollprofi. Als Gemeinderat steigt man in dieses Amt ein, führt dieses freiwillig aus und ist noch kein 
Vollprofi. Wenn man dies nach X-Jahren ist, benötigt man auch nicht mehr so viel Zeit. Deshalb 
findet man diese Grundpauschale zu hoch. Auch die Ressortentschädigung wird zusammen mit 
der Grundpauschale als zu hoch betrachtet. Man geht davon aus, dass heute noch andere Vor-
schläge unterbreitet werden. Es ist zu hoffen, dass ein guter Treffer gesetzt werden kann. Die 
FDP-Fraktion hat Stimmfreigabe beschlossen. 

Josef Zahner (GS): Der Verwaltung und dem Gemeinderat wird für die schnelle Umsetzung die-
ses Themas gedankt. Es ist wichtig, dass man hier zügig Lösungen findet. Die Lösung mit 20 % 
Grundpauschale mit einer ressortbezogenen Entschädigung wird als einzige mögliche Lösung er-
achtet. Es ist auch sinnvoll, dass diese per 1. Januar 2026 bereits umgesetzt werden kann. Auch 
die Standardisierung in einem bekannten System ist gut und rechtfertigt die Einreihung. Dass der 
Gemeinderat unabhängig vom Alter und ohne jährliche Lohnentwicklung entschädigt wird, ist aus 
Sicht der GS-Fraktion in Ordnung. Unklar war der prozentuale Teil der ressortbezogenen Pauscha-
le. An der GGR-Sitzung vom 2. September 2024 wurden Ressorts von bis zu 40 % erwähnt. Jetzt 
macht dies maximal 27.5 % aus (Hochbau/Planung/Umwelt). Dies hat überrascht, wird aber wohl-
wollend zur Kenntnis genommen. Die GS-Fraktion wird dem Geschäft zustimmen.

Susanne Frey (EVP): Die EVP-Fraktion begrüsst und unterstützt die Teilrevision des Personalre-
glements. Die Anpassungen der Entschädigungen für die verschiedenen Ressorts sind von gros-
ser Wichtigkeit und Bedeutung. Man ist der Ansicht, dass die Änderungen dringend auf die nächs-
te Legislatur umgesetzt werden. Gerade der jüngeren Generationen ermöglicht es, nebst dem Be-
ruf ein Ressort in der Exekutive zu übernehmen. Nach wie vor steckt aber in den verschiedenen 
Ressorts viel Freiwilligenarbeit. Besonders im Sozialen und im Bau. Dies geht auch aus den im 
letzten Jahr erfassten Zeitaufwänden der einzelnen Ressorts hervor. Die Revision bietet einen 
besseren Anreiz und stärkt auch die Bereitschaft, sich in einem Ressort zu engagieren. Man be-
dankt sich bei der Begleitgruppe und beim Gemeinderat für das Engagement. Es handelt sich um 
faire Entschädigungen und man ist froh, dass man dies im Jahr 2026 umsetzen kann. 

Rafael Zimmermann (FS/GLP): Die FS/GLP-Fraktion begrüsst die Pauschalberechnung, alles 
andere wäre reine Bürokratie. Der Ansatz mag auf den ersten Blick hoch erscheinen. Schlussend-
lich wird mehr Zeit investiert, als abgerechnet wird. Man darf nicht vergessen, dass die Wahr-
scheinlichkeit einer Jobreduzierung je nach dem auch Einbussen bei der Pensionskasse nach sich 
zieht. Für Personen mit einem tieferen Einkommen ist dies entscheidend und soll kein Argument 
sein, dass man dieses Amt nicht ausführen kann. Deshalb wird die FS/GLP-Fraktion bis auf eine 
Enthaltung diesem Geschäft einstimmig zustimmen. 

Pascal Grünig (SVP): Den Grundsatzentscheid des GGR gilt es zu akzeptieren. Die SVP-Fraktion 
dankt allen, welche dieses Geschäft erarbeitet haben. Es fällt jedoch auf, dass es zwischen den 
Ressorts grosse Unterschiede von über CHF 10'000 gibt. 

Die SVP-Fraktion stellt deshalb folgenden Antrag:

 Reduktion der Ressortpauschale auf gesamt: CHF17’525.01 

 Kleiner Unterschiede zwischen den Ressorts
 Gleicher Verteilungsschlüssel
 Restbetrag wird in die Grundpauschale verteilt (je + CHF 3’000) 
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 Grundpauschale neu: CHF 34.577.78 

Die Differenz von CHF 18‘000 wird in der Grundpauschale gleichmässig verteilt. Damit besteht nur 
noch eine Differenz von rund CHF 5‘000 zwischen der tiefsten und höchsten Entschädigung. 

Noah Gygax (SP): Die SP-Fraktion dankt dem Gemeinderat und der Verwaltung für die Ausarbei-
tung dieses Vorschlags. Es wird begrüsst, dass mit der Teilrevision des Personalreglements die 
Gemeinderatsmitglieder fair entlöhnt werden können. Insbesondere auch, dass die Änderung per 
1. Januar 2026 in Kraft tritt. Die wichtige Arbeit, welche die Gemeinderatsmitglieder leisten, soll 
auch entsprechend entlöhnt werden. Es wird als sinnvoll erachtet, dass eine Aufteilung in Grund-
pauschale und Ressortpauschale vorgenommen wird. Damit kann der Tatsache Rechnung getra-
gen werden, dass gewisse Ressorts aufwändiger sind als andere. Dies hat sich bereits bei der 
Arbeitszeiterfassung und der Anzahl Sitzungen gezeigt. Es wird als gut betrachtet, dass die Ent-
schädigung nicht vom Alter abhängig gemacht wird. Damit wird auch den jüngeren Interessierten 
eine Chance gegeben, dieses Amt auszuführen. Eine Möglichkeit wäre gewesen, die Gemeinde-
ratsmitglieder, welche eine zweite oder dritte Amtsdauer absolvieren, in eine höhere Gehaltsstufe 
einzuteilen, da bereits wertvolle Erfahrungen in der Exekutive bestehen. Die SP-Fraktion wird dem 
Antrag so zustimmen. 

Allgemeine Diskussion

Keine Wortmeldungen.

Jolanda Brunner: Im September hat der GGR beschlossen, dass das Lohnsystem als Grundlage 
der Entschädigung dienen soll. Das Lohnsystem beruht auf Gehaltsklassen. Beim Antrag des Ge-
meinderats sind die Gehaltsklassen hinterlegt. Gemäss Lohnsystem wurde eine Beurteilung der 
Gemeinderatsarbeit vorgenommen und man ist bei der Gehaltsklasse 25 gelandet. Dies ist der 
erste Grundsatzentscheid. Im September wurde dem GGR erklärt, dass der Gemeinderat eine 
Arbeitszeiterfassung vorgenommen hat. Diese Arbeitszeiterfassung hat ein Verhältnis an Arbeits-
zeiten pro Ressort ergeben. Dieses Ergebnis hat sich etwa mit dem gedeckt, was man schon vor 
einigen Jahren gemacht hat. Es hat keine neuen Erkenntnisse ergeben. Es war immer so, dass im 
Ressort Soziales mehr Arbeit angefallen ist, als in anderen Ressorts. Mit der Aufteilung der Abtei-
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lung Bau hat sich die Arbeit sehr verändert. Neu werden in der Abteilung Bau Geschäfte betreffend 
Klimastrategie, Energiepolitik etc. behandelt. Das Verhältnis zwischen den Ressorts ist erwiesen. 
Bei der Berechnung der Anzahl Sitzungen wurde die Relation zur Arbeitszeiterfassung geprüft und 
als richtig befunden. Wenn man der Antrag der SVP-Fraktion anschaut und nach diesem mit dem 
Gehaltssystem der Gemeinde vorgeht, müssten die CHF 34'577 den 20 Stellenprozenten entspre-
chen. Dies würde einen Jahreslohn von CHF 172'885 ergeben. Der Vorschlag des Gemeinderats 
entspricht einem Jahreslohn von CHF 157'888. Dies ist ein massiver Unterschied. Wenn der Ge-
meinderat vorschlägt, die Gehaltsstufe 40 als Durchschnitt für alle Gemeinderatsmitglieder zu neh-
men, entspricht der Betrag von CHF 34'577 der Gehaltsstufe 57. Das heisst, wenn man eine sol-
che Person anstellen würde, hätte diese bereits 15 – 20 Jahre Berufserfahrung auf diesem Gebiet. 
Wenn man dies so übernehmen und mit diesem System der Gemeinde hinterlegen würde, ergibt 
dies Zahlen, welche sehr viel höher wären, als diejenigen welche der Gemeinderat vorschlägt. 
Dem Gemeinderat wurde der Auftrag erteilt, nach dem Lohnsystem der Gemeinde zu gehen. Dies 
wurde so beantragt, indem die Funktion der Gemeinderatsmitglieder beurteilt und in die Gehalts-
klasse 25 eingereiht wurde. Es wurde eine Lohnstufe 40 angenommen. Damit man einigermassen 
den Unterschied der Ressorts sieht, wurden die Anzahl Sitzungen mal Anzahl Stunden gerechnet 
und dies in Vergleich zur Arbeitszeiterfassung gesetzt. In diesem Sinne hat der Gemeinderat das 
Gefühl, dass es ein stimmiges System ist, welches mit dem Lohnsystem der Gemeinde so überein-
stimmt. Der Vorschlag der SVP entspricht Stufe 57 statt 40 und damit einem sehr viel höheren 
Jahreslohn. 

Sitzungsunterbruch 15.15 – 15.30 Uhr

Pascal Grünig (SVP): Der Antrag der SVP-Fraktion wird leicht angepasst. Der bisherige Antrag 
wird zurückgezogen und es wird ein neuer Antrag gestellt. Damit man ungefähr in den gleichen 
Zahlen bleibt, wird die prozentuale Ressortverteilung um 50 % reduziert. Dies würde den Totalbe-
trag auf CHF 207'000 reduzieren. Dies würde immer noch eine Lohnerhöhung von 12.5 % erge-
ben. Es handelt sich um einen hohen Betrag, welchen sich der Gemeinderat zuteilt. Normalerwei-
se handelt es sich um einen Kaderlohn eines Oberarztes mit sechs Jahren Studium.

Ressort Antrag GR Antrag SVP
Vizepräsidium 1.0 % 0.50 %
Hochbau/Planung/Umwelt 7.5 % 3.75 %
Tiefbau/Werkhof 2.0 % 1.00 %
Soziales 6.5 % 3.25 %
Bildung/Kultur/Sport 2.5 % 1.25 %
Sicherheit 2.0 % 1.00 %
Finanzen 1.0 % 0.50 %

Total Prozente für Ressortpauschale 22.5 % 11.25 %

Benjamin Ritter (GS): Er versteht den Antrag der SVP-Fraktion nicht genau. Dass man über die 
Kosten des Personals und des Gemeinderats grundsätzlich diskutieren kann, wäre noch eine Fra-
ge. Aber dass man Mehrarbeit bewusst weniger entschädigen will, ist nicht verständlich. Es wurde 
erläutert, wie viel die einzelnen Gemeinderatsmitglieder arbeiten und dass diese unterschiedliche 
Aufwände generieren. 

Andreas Grünig (SVP): Es geht hier nicht darum, mehr oder weniger zu verteilen. Die Grundpau-
schale soll nicht angetastet werden. Für die SVP-Fraktion ist es störend, dass die Differenzen zwi-
schen den einzelnen Ressorts relativ gross sind. Das Gemeinderatsmandat ist nach wie vor ein 
Ehrenamt. Dies darf man nicht vergessen. Bis jetzt gab es nie Probleme, Gemeinderatsmitglieder 
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zu finden. Die Kandidatenlisten waren voll. Es geht darum, die Unterschiede kleiner zu gestalten. 
Damit es einfacher und nachvollziehbarer ist, soll die Ressortpauschale halbiert werden. Statt 
CHF 35'500 sollen nur noch CHF 17'750 ausgeschüttet und gerecht verteilen. 

Noah Gygax (SP): Das Thema wurde bereits an der letzten GGR-Sitzung diskutiert. Der Unter-
schied zwischen den Ressorts besteht. Die SP-Fraktion war der Ansicht, dass man dies mit einer 
allfälligen Anpassung der Ressorts besser aufteilen könnte, damit der Arbeitsaufwand besser ver-
teilt werden könnte. Der GGR war jedoch der Ansicht, dies so zu belassen, wie es ist. Deshalb 
werden die Unterschiede weiterhin bestehen. Wenn man der Ansicht ist, dies so zu belassen, soll 
man nicht die Entschädigung verringern. Es ist bekannt, dass die Unterschiede bestehen. 

Jolanda Brunner: Es wurde ausgeführt, dass die Unterschiede relativ gross sind. Es stimmt, dass 
dies so ist. Sie ist gespannt auf die Ressortverteilung und ob jedes Mitglied bereit ist, jedes Res-
sort zu übernehmen. Einzelne Ressorts beinhalten mehr Aufwendungen als andere. Es stimmt, 
dass es sich um einen Kaderlohn handelt. Als Gemeinderatsmitglied hat man eine Verantwortung 
und wird zur Rechenschaft gezogen. In diesem Sinn ist der Kaderlohn gemäss Funktionsbeurtei-
lung absolut gerechtfertigt. Dies ist das Lohnsystem der Gemeinde. In diesem Sinne wird der Ge-
meinderat an seinem Antrag festhalten. Es wurde nach bestem Wissen und Gewissen nach der 
Arbeitszeiterfassung eine Lösung gesucht, welche die Unterschiede in den Ressorts aufzeigt. Es 
geht nicht nur um die Entschädigung. Wenn man aber 40 % für ein Ressort aufwenden muss, kann 
man dies nicht nebenbei mit einem Job ausüben. Wenn man dazu noch die Kinderbetreuung re-
geln muss usw., wird es nicht einfacher und auch der Aspekt der Einzahlung in die dritte Säule 
muss berücksichtigt werden. Der GGR hat im September dem Gemeinderat den Auftrag erteilt, 
einen marktgerechten Lohn zu definieren, welcher es jeder Generation ermöglicht, ein solches Amt 
zu übernehmen. Der Gemeinderat ist überzeugt, dass dies mit dem vorliegenden Antrag möglich 
ist. 

Abstimmung

 Auf den Antrag der SVP-Fraktion, die prozentuale Ressortentschädigung um 50 % zu kür-
zen, entfallen 11 Stimmen.

 Dem Antrag des Gemeinderats, die Ressortentschädigung wie beantragt festzulegen, wird 
mit 20 Stimmen zugestimmt.

Beschluss   (mit 23 : 2 Stimmen, bei 11 Enthaltungen)

Der Grosse Gemeinderat von Spiez

 auf Antrag des Gemeinderats
 gestützt auf Art. 39 c) der Gemeindeordnung

beschliesst:

1. Die Teilrevision des Personalreglements der Einwohnergemeinde Spiez wird genehmigt.

2. Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum gemäss Art. 31 Abs. 1 c) der 
Gemeindeordnung.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.
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NAMENS DES GEMEINDERATES
Die Präsidentin Die Sekretärin

J. Brunner T. Brunner
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